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Liechtenstein -
und die UNO 

D e r  UNO-Beitritt hat unserem 
Land zu weltweiter Anerkennung 
verholfen und damit auch zur 
Kenntnisnahme in Teilen der  Welt, 
die vorher keine Ahnung vom Be
stehen eines Fürstentums Liechten
stein hatten. 

Im Zusammenhang mit dem 
liechtensteinischen UNO-Beitritt 
gab es auch verschiedene Publika
tionen, die dieser Tage um ein wei
teres Werk vervollständigt wurden. 
Dr. Günther Unser  gab eine Neu
auflage seines Standardwerkes «Die 
UNO» heraus, wobei e r  dem Für
stentum Liechtenstein ein eigenes 
Kapitel widmete. Das  Handbuch 
«Die UNO» von Günther  Unser, 
Aufgaben und Strukturen de r  Ver
einten Nationen, Beck/dtv - gibt ei
nen zuverlässigen und aktuellen 
Überblick über  die Vereinten Na
tionen. 

Im Liechtenstein-Kapitel be
schreibt Günther Unser den Weg 
Liechtensteins in die U N O  und be-
fasst sich mit akuteilen Aspekten 
der UN-Politik Liechtensteins. Er
wähnt wird in dieser Darstellung 
die Initiative von Fürst Hans-Adam 
II. zur Schaffung einer Charta über 
das Selbstbestimmungsrecht der 
Völker. 

«Der politische Aufbruch Liech
tensteins in die Vereinten Natio
nen», hält Günther Unser in seinem 
Buch fest, «ist zweifellos das Ver
dienst eines Mannes, seiner Weit
sicht, politischen Dynamik und Be
harrlichkeit: Fürst Hans-Adam II. 
von und zu Liechtenstein». 

«Wie haben wir es denn, wenn die Schweiz in die EG geht?» 
Grundlegende Fragen sind noch offen vor der Abstimmung Uber den EWR-Vertrag im Landtag - Problematik des Abstimmungstermins 

(G.M.) - Wenige Tage vor der Ent
scheidung des Landtags über den Bei
tritt zum EWR-Abkommen ist die Stim
mung in der Bevölkeqing alles andere 
als einheitlich. Vielmehr herrscht in 
breiten Kreisen Unsicherheit über die 
Auswirkungen dieses wohl bedeutend
sten Abkommens, dem sich das Fürsten
tum Liechtenstein seit Jahrzehnten ge
genübersieht. Die Debatte im Landtag, 
über Fernsehen in alle Stuben in der 
vollen, quälenden Länge übertragen, 
vermochte an diesem Zustand wenig zu 
ändern. Im Gegenteil, gegenüber den 
zumeist positiven oder zumindest zu
stimmenden Bewertungen von Regie
rung und Landtag ist Skepsis aufgekom
men, zumal die Regierung zu den drän
gendsten Fragen wie Abstimmungster
min und der Möglichkeit von Optionen 
oder dem Weg Liechtensteins bei einem 
EG-Beitritt der Schweiz beharrlich 
schweigt. 

Aus den öffentlichen Diskussionen 
über die EWR-Debatte im Landtag kri
stallisierte sich ein zwiespältiger Ein
druck heraus: Einerseits wurden Beden
ken über die Repräsentativität des Par
laments geäussert, weil sich nach rund 
siebenstündiger Debatte praktisch keine 
Nein-Positionen erkennen liessen, was 
mit Blick auf  die Bevölkerung und deren 
Haltung als Gesamtheit als nicht reprä
sentativ angesehen wird. Zum anderen 
fehlten vielen Beobachtern kritische 
Fragen gegenüber den Auswirkungen 
4es  EWR-Vertrages auf unser Land und 
auch unsere sehr diversifizierte Wirt
schaft, die sich aufgrund ihrer starken 
Auslandabhängigkeit und ihrer Beson
derheiten nicht mit anderen Volkswirt

schaften vergleichen lässt. Die differen
zierten Urteile aus de r  Bevölkerung lies
sen allerdings auch erkennen, dass ins
besondere aus der  FBP-Fraktion nicht 
nur  die positiven Auswirkungen der In
tegrationspolitik spezielle Erwähnung 
fanden. 

Abstimmungstermin: Vor oder nach der 
Schweiz? 

Zwischen der  ersten, grundsätzlichen 
Debatte des Landtags und der in der 
nächsten Woche folgenden Abstimmung 
im Landtag über den EWR-Beitritt, s o  
war allgemein erwartet worden, sollte es  
zu einer Klärung der unterschiedlichen 
Standpunkte über  den Abstimmungster
min kommen. Fürst Hans-Adam II. hat
te  mit Entschiedenheit zu dieser Frage 
ausgeführt: «Falls sich der Landtag der 
Meinung der  Regierung anschliesst und 
die Volksabstimmung über den EWR-
Vertrag auf den  20. Dezember festsetzt, 
so werde ich der  Regierung den Auftrag 
geben, möglichst rasch in Brüssel ein 
EG-Beitrittsgesuch Liechtensteins zu 
übergeben.» Die Regierung hatte sich 
entschlossen, das Volk erst zwei Wochen 
nach der Entscheidung in der  Schweiz 
abstimmen zu lassen - wobei der  Lan
desfürst zu dieser Abstimmungsfestle
gung erwähnte, dass er das diesbezügli
che Datum aus der  Zeitung erfahren 
habe. Obwohl die Regierung dieses D a 
tum fixierte, enthält der Antrag für d e n  
EWR-Beitritt a n  den Landtag keine ent
sprechenden Angaben, und Regierung
schef Hans Brunhart spricht lediglich in 
völliger Unverbindlichkeit von der A b 
sicht der  Kohsensfindung und des ge
meinsamen Vorgehens. Dem Landtag 

kommt in seiner nächsten Sitzung also 
die grosse, bisher nicht zuerkannte Auf
gabe der Datumsfestlegung zu. 

Parallelität mit der Schweiz? 
Die Verunsicherung in der  Bevölke

rung rührt  zweifellos auch daher, weil 
völlig unterschiedliche Auffassungen im 
Landtag vertreten wurden. VU-Frakti-
onssprecher Reinhard Walser verkünde
te während de r  Debatte im Landtag, der 
EWR-Beitritt lasse alle Möglichkeiten 
offen: «Wir können im E W R  bleiben, 
wir können das Abkommen kündigen, 
wir können mit der  EG, als Teilnehmer 
des Europäischen Wirtschaftsraumes, 
Sonderlösungen aushandeln oder wir 
können eines Tages der E G  beitreten.» 
Gegenüber dieser Positiv-Position be
merkte FBP-Fraktionssprecher Dr.  
Ernst Walch, dass «keine ernsthaft abge
klärte und öffentlich zur Diskussion ge
stellte Alternative bekannt» geworden 
sei. Im weiteren legte er seinen Finger 
auf einen Schwachpunkt der  bisherigen 
Regierungspolitik, als er meinte: «Für 
die Regierung war die Parallelität, ein 
Gleichschritt mit der  Schweiz, in ihrer 
Integrationspolitik ein Eckpfeiler. Dies 
ging solange gut, bis die Schweiz das 
EG-Beitrittsgesuch stellte, auf welchen 
Schritt unsere Regierung nicht vorberei
tet war oder  zumindest nicht entspre
chend reagierte, obwohl dies der  schwei
zerische Bundesrat ein halbes Jahr zuvor 
angekündigt hatte.» Und er stellte die 
wohl entscheidende Frage in diesem Zu
sammenhang: «Wie haben wir es denn, 
wenn die Schweiz in die E G  geht?» 

Verhängnisvolle Falle? 
Entgegen den Beteuerungen von Re

gierungschef Hans Brunhart und von 

EG-Beitritt - nur wenn der politische Wille vorhanden ist 
Die Regierung unterbreitete einen Zusatzbericht, wie von der FBP-Fraktion gefordert, über Konsequenzen eines EG-Beitrittsgesuchs 

(G.M.) - Die  Grundlagen für eine 
EG-Beitrittsvariante sind nicht vor
handen, bemängelte anlässlich der 
EWR-Debatte FBP-Fraktionsspre
cher Dr. Ernst Walch im Landtag, 
nachdem die Regierung erneut von of
fenen Optionen gesprochen hatte. Die  
FBP-Fraktion verlangte von der Re
gierung einen Zusatzbericht, der nun 
vorliegt. In diesem Bericht gibt die 
Regierung zu verstehen, dass ein EG-
Beitrittsgesuch nur gestellt werden 
sollte, wenn der politische Wille zu 
einem Vollbeitritt vorhanden sei. 

Ein EG-Beitrittsgesuch ist ein erster 
Schritt, der  zu einem EG-Beitritt 
führen tonn, aber nicht zwangsläufig 
zum Beitritt führen muss. Diese Auf
fassung vertritt die Regierung in ihrem 

Zusatzbericht, indem sie dort aus
führt: «Mit der  Abgabe eines Beitritts
gesuchs bekundet man auf  politischer 
Ebene die grundsätzliche Akzeptanz 
des EG-Rechts.» Solange die Bereit
schaft zur Annahme dieses Rechts 
nicht besteht, führt die Regierung in
direkt aus, sollte kein Beitrittsgesuch 
gestellt werden. 

Ein wesentlicher Teil des EG-
Rechts wird bereits mit dem EWR-
Vertrag übernommen. Nach dem Be
richt der Regierung kämen bei einem 
EG-Beitritt vor allem die Zollunion 
mit gemeinsamer Handelspolitik, die  
Bereiche der indirekten Steuern mit 
Umwandlung de r  bestehenden Waren
umsatzsteuer in eine Mehrwertsteuer, 
die Landwirtschaft mit Übernahme 
der EG-Agrarpolitik und auch die In

tegration in die Wirtschafts- und 
Währungsunion sowie in die Politische 
Union dazu. 

Die Regierung spricht in ihrem Be
richt an, dass man sich dieser Konse
quenzen bewusst sein müsse, bevor 
man den Schritt zu einem EG-Bei-
trittsgesuch wage: «Ein Hinterlegen 
eines Beitrittsgesuches ohne diese 
grundsätzliche Festlegung könnte zu 
negativen Reaktionen auf  EG-Seite 
führen und generell die Glaubwürdig
keit liechtensteinischer Positionen 
schwächen und möglicherweise not
wendige Verhandlungen mit den eu
ropäischen Partnern erschweren.» 

Allerdings ist die Regierung auch 
d e r  Auffassung, dass Liechtenstein die 
wesentlichen Bedingungen eines Bei
trittskandidaten erfülle. «Sein bisheri

ges Integrationsniveau», führt der  Be
richt ohne falsche Bescheidenheit aus, 
«dürfte Verhandlungen im wirtschaft
lichen Bereich, mit Ausnahme einiger 
Einzelfragen, komplikationslos gestal
ten.» Erneut wiederholt die Regierung 
die von der  FBP-Fraktion und auch 
von anderen Kreisen bestrittene An
sicht, dass Liechtenstein in den letzten 
Jahren «erfolgreich Ausgangspositio
nen für verschiedene Optionen in sei
ner Europapolitik geschafffen» habe. 

Gesamthaft stellt sich für Liechten
stein, das führt auch de r  Bericht an, 
die Frage, o b  die Vorteile einer EG-
Mitgliedschaft die Nachteile für das 
Land aufwiegen könnten. Die Regie
rung lässt aber im Bericht vermissen, 
was denn konkret die Vorteile und was 
die Nachteile sind. 

L I E - B E  G E H T  ^ gl Erstmals Friedensnobelpreis für Indianerin 
Rigoberta Menchu für  ihre Arbeit f ü r  ethnische Aussöhnung und soziale Gerechtigkeit ausgezeichnet 

W /  

Oslo (AP) Die  guatemaltekische Indi
anerin Rigoberta Menchu ist am Freitag 
als erste Ureinwohnerin Amerikas mit-
dem Friedensnobelpreis ausgezeichnet 
worden. Das Preiskomitee in Oslo wür
digte den friedlichen Einsatz der 
33jährigen für Aussöhnung über tren
nende ethnische und kulturelle Grenzen 
hinweg. Der Komiteevorsitzende Francis 
Sjersted erklärte, die Entscheidung im 
Kolumbusjahr sei «kein Zufall, aber 
auch nicht der einzige Faktor». 

Die neue Friedensnobelpreisträgerin 
nahm die Nachricht mit Freudentränen 
auf. «Das guatemaltekische Volk wird 
sehr glücklich über  diese Nachricht 
sein»,, sagte sie in Guatemala-Stadt, wo 
sie derzeit Proteste gegen Feierlichkei
ten zum 500. Jahrestag Amerikas koor
diniert. Frau Menchu lebt seit 1981 im 
mexikanischen Exil und ist nach der Ab
lösung der Militärdiktatur seit 1988 erst 
das zweite Mal wieder in ihrem mittela
merikanischen Heimatland. 

VU-Fraktionssprecher Reinhard Walser 
gab alt Regierungschef Dr. Walter Kie-
ber in einer kritischen Stellungnahme zu 
verstehen, für einen Staat, de r  sich über 
den EWR-Vertrag bereits zu 80 Prozent 
in die E G  integriere, gebe es  nicht mehr 
alle Optionen, sondern nur  noch «den 
Weg nach vorne, nämlich in die EG-Mit
gliedschaft». E r  kritisierte die Regie
rung, dass sie Liechtenstein in eine ver
hängnisvolle Falle manövriert habe und 
betonte, mit einer EWR-Ablehnung 
gehe unser Land nicht in die Isolation, 
«sondern erhält die vielleicht letzte 
Chance, ein neues Verhältnis zur E G  zu 
suchen, das der Grösse und Fähigkeit 
und auch den  Bedürfnissen unseres 
Kleinstaates angepasst ist.» 

Eigener Weg Liechtenstein? 
Während also die Regierung davon 

ausgeht, dass der  EWR-Vertrag die opti
male Lösung für unser Land darstellt, da 
e r  alle Optionen offenlasse, suchen an
dere nach einer Möglichkeit für  einen ei
genständigen Weg Liechtensteins. Im 
Landtag forderte FBP-Fraktionsspre
cher Dr. Ernst  Walch deshalb einen Zu
satzbericht, d e r  sich mit den Vorausset
zungen, Anforderungen, formellen und 
inhatlichen Aspekten sowie den Konse
quenzen eines allfälligen EG-Beitritts
gesuchs für Liechtenstein auseinander
setzt. Für beide Fragen, für ein Sonder
abkommen EG-Liechtenstein (wie das 
alt Regierungschef Dr. Walter Kieber 
angesprochen hat) wie für einen E G -
Beitritt unseres Landes, wie e r  von Fürst 
Hans-Adam II. im Falle einer EWR-Ab-
stimmung nach de r  Schweiz ins Spiel ge
bracht wurde, fehlen freilich die Vorar
beiten. 

Der «Löwenzahn» 
hat aufgegeben 

D e r  «Löwenzahn», die dritte, aller
dings unregelmässig erscheinende Zei
tung in unserem Land, hat aufgegeben. 
A m  Freitag erschien die letzte Ausgabe. 

«Wir haben beschlossen», heisst es in ei
ner  Mitteilung, den Löwenzahn vorerst 
auf  Eis zu legen. Auf  deutsch: Es  wird 
längere Zeit  keine dritte Zeitung mehr  
geben. Die Gründe sind personeller und 
finanzieller Art. Wir hoffen jedoch, in 
unbestimmter Zukunft  einen Neuanfang 
zu starten.» 

D e r  in neuer Aufmachung erschiene
ne «Löwenzahn» hat gerade 6 Nummern 
herausgebracht, nachdem eine teure 
Herstellungsart als Nachfolgeprodukt, 
des «Maulwurf» wieder aufgegeben wor
den war. 

D e r  Inhalt des letzten «Löwenzahn» 
ist wiederum recht bescheiden, kaum et
was, was anderswo nicht auch zu lesen ist 
oder  schon zu  lesen war. 

Freude um die gestern mit dem Friedensnobelpreis ausgezeichnete 33jährige Indiane
rin Rigoberta Menchu (Mitte). (AP-Funkbild) 
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